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Deutsche Delegation 


Bonn, den 1. Dezember 1970 


An die Mitglieder 

des Deutschen Bundestages 


Sehr verehrte Frau Kollegin! 
Sehr geehrter Herr Kollege! 


In der Zeit vom 6. bis 10. November 1970 hat in Den Haag die 
16. Jahrestagung der Nordatlantischen Versammlung stattge- 
funden. 

An den ersten drei Tagen haben der Ständige Ausschuß und 
die fünf Ausschüsse getagt, um die Erklärung, die Entschlie- 
ßungen und Empfehlungen sowie die Richtlinien der Versamm- 
lung vorzubereiten. In der Eröffnungssitzung des Plenums am 
Montag, dem 9. November, ergriffen der Präsident der nieder- 
ländischen Ersten Kammer De Niet, der niederländische Außen- 
minister Dr. Luns, der Generalsekretär der NATO Brosio sowie 
der Präsident der Nordatlantischen Versammlung Wayne Hays 
das Wort. Nach einer Rede des deutschen Verteidigungsmini- 
sters Helmut Schmidt und einer Ansprache des Oberkomman- 
dierenden der Alliierten Streitkräfte in Europa, General Good- 
paster, hat die Versammlung die nachstehende Erklärung und 
die folgenden Entschließungen, Empfehlungen und Richtlinien 
eingehend beraten und mit großer Mehrheit verabschiedet. 

Im Namen der deutschen Delegation beehren wir uns. Ihnen 
nachstehend diese Beschlüsse der Versammlung in deutscher 
Übersetzung zur Kenntnis zu bringen. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 

Dr. Kliesing (Honnef) Schmidt (Würgendorf) 


Druck: Bonner Universitäts-Buctidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Di. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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NORDATLANTISCHE VERSAMMLUNG 

16. Jahrestagung 


I. Politischer Ausschuß 


Erklärung*) 

Die Zukunft der Allianz 

Die Versammlung 

a) stellt fest, daß die Vereinigten Staaten hohe 
Kosten aufzuwenden haben, um ihre Streitkräfte 
in Europa zu unterhalten; 

b) ist sich bewußt, daß die militärische Stärke und 
Bereitschaft des Nordatlantischen Bündnisses 
aufrechterhalten werden muß; 

c) ist der Ansicht, daß zwischen den Beiträgen, 
welche die Vereinigten Staaten einerseits und 
die übrigen NATO-Staaten andererseits zur Ver- 
teidigung Westeuropas leisten, ein Mißverhält- 
nis besteht und daß die europäischen Mitglied- 
stalten des Bündnisses vordringlich Maßnahmen 
treffen sollten, um ihren Beitrag zur gemein- 
samen Verteidigung zu erhöhen; 

d) ist der Ansicht, daß alle gemeinsamen europä- 
ischen Verteidigungsbemühungen und -initativen 
ein gemeinsames politisches Vorgehen erfordern; 

e) stellt fest, daß die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland darum bemüht ist, die Beziehungen 
zu ihren östlichen Nachbarstaaten zu entspannen 
und daß am 12. August 1970 der Vertrag zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Sowjetunion unterzeichnet worden ist; 

f) verweist auf die wiederholten Vorschläge der 
Staaten des Warschauer Paktes über die Ab- 
haltui^g einer Europäischen Sicherheitskonferenz 
sowie auf die Gegenvorschläge, die der Nord- 
atlantikrat im Mai 1970 in Rom unterbreitet hat; 

g) stellt fest, daß während der beiden ersten Run- 
den der SALT-Ge spräche in Helsinki und Wien 
Fortschritte erzielt worden sind; 

h) stellt fest, daß sowjetische Seestreitkräfte im 
Mittelmeer sowie in der Nord- und Ostsee eine 
immer stärkere Aktivität entfalten und daß der 
Druck auf die Nord- und die Südostflanke der 
NATO dementsprechend zugenommen hat. 

Die Versammlung 

A. glaubt, daß es heute nötiger ist als je zuvor, auf 
der Basis der Partnerschaft enge politische, mili- 


*) vorgelegt vom Politischen Ausschuß, Militärausschuß 
und Wirtschaftsausschuß 


tärische und wirtschaftliche Beziehungen zwi- 
schen den europäischen NATO-Staaten und den 
Vereinigten Staaten und Kanada zu unter- 
halten; 

B. bekräftigt erneut ihre Überzeugung, daß der 
weitere Verbleib starker nordamerikanischer 
Streitkräfte in Europa, deren Schlagkraft gegen- 
über dem jetzigen Stand ungemindert oder nahe- 
zu ungemindert ist, zur Wahrung des politischen 
Gleichgewichts so lange notwendig ist, bis zwi- 
schen der NATO und den Staaten des War- 
schauer Paktes allgemein annehmbare beider- 
seitige ausgewogene Truppenreduzierungen aus- 
gehandelt worden sind; aus dieser Überzeugung 
heraus 

C. fordert sie die Regierungen der Bündnisstaaten 
auf, sich so bald wie möglich über Maßnahmen 
zu einigen, die geeignet sind, die Kosten zu 
mindern, die den Vereinigten Staaten für die 
Unterhaltung ihrer Streitkräfte in Europa ent- 
stehen; sie 

D. fordert die Regierungen der europäischen NATO- 
Staaten ferner auf, im Rahmen des Bündnisses 
und im Zusammenwirken mit den anderen 
NATO-Staaten wichtige Maßnahmen der militä- 
rischen Zusammenarbeit auf den Gebieten der 
Ausbildung, der Dislozierung und Kräftestruk- 
tur, der Logistik, der Führung und der Beschaf- 
fung von Waffen aufeinander abzustimmen und 
gemeinsam durchzuführen; 

E. fordert die Regierungen der europäischen NATO- 
Staaten auf, durch gemeinsam abgestimmte und 
durchgeführte Maßnahmen auf eine festere poli- 
tische Einigung hinzuarbeiten, um den europä- 
ischen Pfeiler des Atlantischen Bündnisses zu 
stärken; 

F. bekräftigt ihr Einverständnis mit der Erklärung, 
durch die der Nordatlantikrat auf seiner Tagung 
in Rom im Mai 1970 die Bemühungen Bundes- 
kanzler Brandts und seiner Regierung, bessere 
Beziehungen zu den osteuropäischen Staaten 
herzustellen, unterstützte und bringt ihre Über- 
zeugung zum Ausdruck, daß diese Bemühungen 
auf die politische und militärische Solidarität der 
Staaten des Atlantischen Bündnisses gegründet 
sein müssen; 

G. tritt dafür ein, daß bei Ost-West-Gesprächen 
über die den Frieden und die Sicherheit Europas 
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betreffenden Vorschläge des Warschauer Paktes 
unter anderem auch die sowjetischen Aktionen 
im Mittelmeerraum berücksichtigt werden und 
daß daher auch geprüft werden sollte, ob es 
möglich ist, das Problem „Friede und Sicherheit 
im Nahen Osten" auf die Tagesordnung einer 
europäischen Sicherheitskonferenz zu setzen; 

H. fordert die Vereinigten Staaten auf, in enger 
Fühlungnahme mit den Regierungen der anderen 
NATO-Staaten die SALT-Verhandlungen mit der 
Sowjetunion zu einem beide Seiten befriedigen- 
den Abschluß zu bringen und damit wirksam zu 
verhindern, daß künftig immer neue Nuklear- 
waffen entwickelt und bereitgestellt werden; 

1. fordert den Nordatlantikrat auf, die militärischen 
Maßnahmen, die er bereits ergriffen hat, um den 
Aufmarsch sowjetischer Seestreitkräfte im Mit- 
telmeer und in der Nord- und Ostsee entgegen- 
zutreten, mit noch größerem Nachdruck fortzu- 
führen und die gefährdeten Flanken der NATO 
allgemein durch die Aufstellung eines aus kon- 
ventionellen Kräften gebildeten integrierten 
europäischen Kampfverbandes zu verstärken, 
der als ständiger Eingreifverband und als stän- 
diger NATO-Flottenverband im Mittelmeerraum 
eingesetzt werden kann. 


Empfehlung 

Naher Osten und Mittelmeerraum 


Die Versammlung 

stellt mit großer Sorge fest, daß die Unsicherheit 
und die Spannungen im Mittelmeerraum andauern; 

stellt fest, daß bei den Friedensgesprächen kein 
wirklicher Fortschritt erzielt worden ist und daß die 
militärische Präsenz und der Einfluß der Sowjets in 
allen Bereichen im Mittelmeerraum rasch anwach- 
sen; 

ist überzeugt, daß in einen weiteren Krieg im 
Nahen Osten Mitglieder des Bündnisses verwickelt 
werden könnten mit schwerwiegenden Folgen für 
die Erhaltung des Friedens in Europa; 

ist überzeugt, daß das Hauptziel der Sowjetunion 
im Mittelmeerraum und in Ägypten darin besteht, 
die Kontrolle über das in Europa benötigte Erdöl zu 
erlangen, und daß sie im Hinblick darauf beabsich- 
tigt, in den Indischen Ozean und den Persischen 
Golf vorzudringen; 

begrüßt die kürzlich abgegebenen Erklärungen 
des Präsidenten der Vereinigten Staaten, in denen 
er die Fortdauer der militärischen Verpflichtungen 
der Amerikaner im Mittelmeerraum bestätigte; und 

glaubt, daß die europäischen NATO-Mitglieder 
verpflichtet sind, ebenfalls einen Beitrag zur Erhal- 
tung des Friedens im Nahen Osten und der Sicher- 
heit im Mittelmeerraum zu leisten; 


empfiehlt dem Nordatlantikrat 

a) Streitkräfte in angemessener Höhe bereitzustel- 
len, um die südliche Militärflanke des Bündnis- 
ses zu schützen und die Schaffung einer ständi- 
gen NATO-Flotte im Mittelmeerraum in Erwä- 
gung zu ziehen; und 

b) die Verbündeten zu ersuchen, eine gemeinsame 
Nahost- und Mittelmeerpolitik zu entwickeln, 
anzunehmen und durchzuführen mit dem Ziel, 
diese Frage auf die Tagesordnung einer euro- 
päischen Sicherheitskonferenz zu setzen und 
demokratische Einrichtungen und die wirtschaft- 
liche Entwicklung in diesem Gebiet zu fördern. 


Entschließung 

Ost- West-Beziehungen und Politische Prioritäten 

Die Versammlung 

hält es für wünschenswert, die Beziehungen zwi- 
schen den Mitgliedern des Nordatlantischen Bünd- 
nisses und den Ländern Mittel- und Osteuropas 
weiter zu normalisieren; 

glaubt, daß durch eine echte Ost-West-Entspan- 
nung die Zeit der Konfrontation von einen Zeit der 
Kooperation abgelöst werden könnte, wenn beide 
Seiten willens sind, in gutem Glauben zu handeln; 

begrüßt die bilateralen Bemühungen der Regie- 
rungen des Bündnisses zur Verbesserung der Be- 
ziehungen mit osteuropäischen Ländern, zur Ver- 
söhnung des deutschen Volkes mit den osteuro- 
päischen Völkern und zur Verbesserung der Le- 
bensbedingungen der Bevölkerung West-Berlins ein- 
schließlich der Festigung seiner politischen, wirt- 
schaftlichen, finanziellen und kulturellen Bindungen 
zu der Bundesrepublik Deutschland und 

bestätigt, daß die Voraussetzung für diese Politik 
ein starkes Atlantisches Bündnis ist und bleibt; 

ersucht die Regierungen des Bündnisses: 

a) die bewaffneten Streitkräfte in Europa nicht zu 
reduzieren, da diese Truppen nur dann ohne 
Risiko für die europäische und atlantische Sicher- 
heit vermindert werden können, wenn es Ost 
und West gelingt, sich über eine Politik der 
gegenseitigen, ausgewogenen Truppenbeschrän- 
kung zu verständigen; 

b) vordringlich Maßnahmen zur Institutionalisie- 
rung der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Politik und Verteidigung zu erarbeiten und 
durchzuführen, so daß die Regierungen auf dem 
Gebiet der Außen- und Verteidigungspolitik des 
Atlantischen Bündnisses gemeinsam sprechen 
und handeln können; 

c) sich weiterhin zu bemühen, engere Beziehungen 
mit den Ländern Osteuropas auf der Grundlage 
der europäischen politischen Einheit und eines 
starken atlantischen Bündnisses herzustellen. 
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Entschließung 

Griechenland 

Die Versammlung 

verweist auf die im Oktober 1969 angenommene 
Entschließung I ihres Politischen Ausschusses betr. 
Griechenland; 

bedauert, daß die parlamentarische Demokratie in 
Griechenland immer noch nicht wiederhergestellt ist; 

fordert nachdrücklich, daß Griechenland alsbald 
zu freien Wahlen und zur parlamentarischen Demo- 
kratie zurückkehrt; und 

beschließt, diese Frage ständig weiterzuverfolgen. 


Richtlinie 

Atlantische Rechtskonventionen 

Die Versammlung 

stellt fest, daß zur Zeit in der NATO eine Reihe 
von Studien über Umweltprobleme durchgeführt 
wird; 

stellt fest, daß der NATO die rechtlichen Voraus- 
setzungen fehlen, durch die einigen ausgewählten 
Beschlüssen ihres Rates in den Mitgliedstaaten Ge- 
setzeskraft verliehen werden kann; 

verweist darauf, daß im Europarat seit mehreren 
Jahren das Verfahren internationaler Konventionen 
erfolgreich angewandt wird; 

erkennt an, daß es wichtig ist, weitere wirksame 
Bindungen zwischen Nordamerika und Europa zu 
schaffen; 

glaubt, daß atlantische Rechtskonventionen ein 
v/irksames Verfahren zur Durchführung von Schluß- 
folgerungen der Studien darstellen, die der NATO 
über Umweltprobleme oder andere Themen ausge- 
führt worden sind; 

weist ihren Politischen Ausschuß an, den Nutzen 
und die Reaktion zu untersuchen, die von den Mit- 
gliedstaaten bezüglich des Vorschlags, atlantische 
Rechtskonventionen auszuarbeiten, erwartet werden 
können und der Nordatlantischen Versammlung 
1971 entsprechende Empfehlungen vorzulegen. 


Richtlinie 

Institutionalisierung der Versammlung 

Die Versammlung 

wünscht die Arbeit, die sie seit mehreren Jahren, 
insbesondere durch ihren Politischen Ausschuß, zur 
Lösung der Probleme ihrer Institutionalisierung ein- 
geleitet hat, fortzusetzen; 

begrüßt, daß ihre Beziehungen zur NATO enger 
geworden sind; 


wünscht ihren institutioneilen Charakter dadurch 
verstärkt zu sehen, daß die Bedeutung eines offiziel- 
len parlamentarischen Organs bestätigt wird, das für 
alle Fragen zuständig wäre, die für Nordamerika 
und die europäischen Mitgliedstaaten des Atlanti- 
schen Bündnisses von gemeinsamem Interesse sind; 

weist ihren Ständigen Ausschuß und ihren Politi- 
schen Ausschuß an, ihre Arbeit über die Revision 
ihrer Geschäftsordnung in der Weise fortzusetzen, 
daß über ihren funktionellen Charakter als inter- 
nationale parlamentarische Versammlung, insbeson- 
dere im Vergleich zur früheren internationalen Par- 
lamentarierkonferenz, die die erste Stufe ihrer 
Existenz darstellte, kein Zweifel mehr besteht; 

eine umfassende Studie über Merkmale und Funk- 
tionen einer offiziellen atlantischen parlamentari- 
schen Versammlung durchzuführen; 

im Anschluß an diese Studie die politischen Argu- 
mente und die für diese Institutionalisierung erfor- 
derlichen Verfahren vorzuschlagen. 


Richtlinie*) 

Möglichkeit der Errichtung einer Organisation 
für die Entwicklung des Mittelmeerraumes 

Die Versammlung 

verweist auf die im Oktober 1969 angenommene 
Entschließung II ihres Politischen Ausschusses und 

stellt ermutigende Reaktionen von seiten des 
Atlantischen Bündnisses fest; 

nimmt ferner die Vorstudien über die Möglichkeit 
der Errichtung einer Organisation für die Entwick- 
lung des Mittelmeerraumes zur Kenntnis, die die 
gemeinsame Arbeitsgruppe ihres Politischen Aus- 
schusses und Wirtschaftsausschusses in Zusammen- 
arbeit mit dem Institut für die Entwicklung des öst- 
lichen Mittelmeerraumes durch geführt hat; 

ist der Auffassung, daß die Arbeit hinsichtlich der 
Errichtung einer solchen Organisation von der Ver- 
sammlung nur dann fortgesetzt werden kann, wenn 
eine ausreichende Finanzierung von geeigneten 
außenstehenden Quellen zugesichert wird; 

unterstützt den Plan einer Organisation für die 
Entwicklung des Mittelmeerraumes, um somit die 
Gewährung einer finanziellen Unterstützung zu för- 
dern, die es der gemischten Arbeitsgruppe ermög- 
licht, eine Studie über die Möglichkeit der Errich- 
tung einer Organisation für die Entwicklung des 
Mittelmeerraumes durchzuführen: 

weist ihren Wirtschaftsausschuß und ihren Politi- 
schen Ausschuß sowie ihre gemeinsame Arbeits- 
gruppe an (die Arbeit über eine solche Studie), so 
lange zurückzustellen, bis die notwendigen finan- 
ziellen Mittel sichergestellt sind. 


*) vorgelegt vom Politischen Ausschuß und Wirtschafts- 
ausschuß 
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II. Militärausschuß 


Empfehlung 

Vorbereitung 

einer Europäischen Sicherheitskonferenz 

Die Versammlung 

nimmt die wiederholten Vorschläge des War- 
schauer Pakts zur Durchführung einer Europäischen 
Sicherheitskonferenz zu Kenntnis? 

ist sich bewußt, daß die Mitgliedstaaten des Nord- 
atlantischen Bündnisses im Harmel-Bericht von 1967 
erklärten, daß die Entspannung der Beziehungen 
zum Osten eines der Hauptziele des Bündnisses sein 
müsse; 

verweist auf die im Juni 1968 in Reykjavik und 
im Mai 1970 in Rom veröffentlichten Erklärungen 
der NATO-Minister zur Frage der beiderseitigen 
ausgewogenen Truppenverminderungen; 

verweist ferner auf die im Kommunique der 
NATO-Ministertagung in Rom vom Mai 1970 ent- 
haltene Erklärung über die Vorbereitung einer Euro- 
päischen Sicherheitskonferenz; 

ist sich darüber klar, daß eine mögliche Euro- 
päische Sicherheitskonferenz ein wichtiges Element 
im Gesamtbild der Ost-West-Verhandlungen sein 
kann, zu denen auch die Viermächtegespräche über 
Berlin, die SALT-Gespräche sowie bilaterale Ver- 
handlungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Sowjetunion, der DDR, Polen und der 
CSSR gehören und 

empfiehlt dem Nordatlantikrat daher, den mittel- 
und osteuropäischen Staaten alsbald präzise Vor- 
schläge über multilaterale Arbeiten vorzulegen, die 
sich mit Form und Tagesordnung einer möglichen 
Europäischen Sicherheitskonferenz befassen und an 
denen die NATO, die Warschauer Paktstaaten so- 
wie interessierte neutrale und blockfreie euro- 
päische Staaten beteiligt sein sollen; sie empfiehlt 
dem Nordatlantikrat ferner, sich auch mit den Zie- 
len und Aufgaben einer künftigen Ständigen Kom- 
mission für Ost-West-Beziehungen zu befassen. 


Empfehlung 

Beiderseitige ausgewogene Truppenverminderungen 

Die Versammlung 

erinnert an die im Oktober 1969 angenommene 
Empfehlung Nr. II des Militärausschusses; 

verweist auf die im Mai 1970 in Rom veröffent- 
lichte Erklärung der NATO-Minister zur Frage der 


beiderseitigen ausgewogenen Truppenverminderun- 
gen; 

nimmt das im Juni 1970 in Budapest vom War- 
schauer Pakt veröffentliche Memorandum zur Kennt- 
nis und 

empfiehlt dem Nordatlantikrat 

a) auch weiterhin bei den mittel- und osteuro- 
päischen Staaten Sondierungen über die Möglich- 
keit gegenseitiger Truppenverminderungen in 
Ost und West durchzuführen; 

b) dabei zu beachten, daß solche Truppenverminde- 
rungen die gesamteuropäische und atlantische 
Sicherheit nicht beeinträchtigen dürfen; 

c) dabei zu beachten, daß Trupp enverminderun gen, 
die durch die Regierungen von NATO-Mitglied- 
staaten vorgenommen werden, im Gesamtrahmen 
eines Programms für beiderseitige ausgewogene 
Truppenverminderungen in Ost und West erfol- 
gen sollten. 


Empfehlung 

Die Lage der Streitkräfte der NATO 

Die Versammlung 

erinnert an die im Oktober 1969 angenommene 
Empfehlung Nr. I des Militärausschusses; 

stellt fest, daß in den Vereinigten Staaten mit im- 
mer größerem Nachdruck auf den Abzug eines Teils 
der in Westeuropa stationierten amerikanischen 
Streitkräfte hingewirkt wird; 

stellt fest, daß sich die nukleare Schwelle in den 
letzten Jahren in besorgniserregender Weise ge- 
senkt hat; 

ist sich bewußt, daß zur Verteidigung des NATO- 
Abschnitts Europa Mitte eine größere strategische 
und taktische Flexibilität erreicht werden muß; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, den Regierungen 
der Mitgliedstaaten dringend anzuraten 

1. die derzeitige Gesamtstärke der konventionellen 
Streitkräfte im europäischen NATO-Gebiet so 
lange aufrechtzuerhalten, bis mit der Sowjet- 
union und den ihr verbündeten Staaten des 
Warschauer Pakts ein Programm der beiderseiti- 
gen ausgewogenen Truppenverminderungen aus- 
gehandelt worden ist; 

2. die Schlagkraft dieser konventionellen Streit- 
kräfte durch a) Verstärkung ihrer Feuerkraft, 
b) Erhöhung ihrer Beweglichkeit, c) Verbesse- 
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rung ihrer Ausrüstung sowie d) dadurch zu er- 
höhen, daß die europäischen Mitgliedstaaten 
größeren Wert auf gemeinsame Beschaffungen 
legen und es den Vereinigten Staaten dringend 
nahelegen, zu prüfen, auf welche Weise eine 
bessere Lösung des Problems der Beschaffung 
von Waffen und Gerät europäischer Herkunft 
durch die Regierung der Vereinigten Staaten ge- 
funden werden kann; 

empfiehlt den Regierungschefs der Staaten des 
Atlantischen Bündnisses, sich um eine Übereinkunft 
zu bemühen, in der für einen Zeitraum von fünf 
Jahren festzulegen ist, 

1 . welche Streitkräfte ( deni integrierten NATO- 
Oberkommando als Mindestmaß zugesichert oder 
anderweitig für die Zwecke des Nordatlantikver- 
trags zur Verfügung gehalten werden; 

2. wie die Finanzierung gemeinsamer Ausgaben 
geregelt wird. 


Empfehlung 

Finanzielle Gesichtspunkte der gemeinsamen 
Verteidigungsbemühungen 

Die Versammlung 

erinnert an die auf ihrer 15. Jahrestagung ange- 
nommene Empfehlung zur Lage der Streitkräfte der 
NATO, in der sie die Regierungen der NATO-Staa- 
ten auffordert, 

a) Streitkräfte in einer Stärke aufrechtzuerhalten, 
die eine wirksame Durchführung der vereinbar- 
ten Strategie der flexiblen Reaktion ermöglicht, 

b) Reserve-Streitkräfte aufzustellen und die Mobi- 
lisierungsmaßnahmen zu verbessern, 

c) Personal, Gerät und Lagerbestände logistischen 
Materials so aufzufüllen, daß sie ausreichen, um 
die vereinbarte Strategie in vollem Umfange 
durchzuführen, 

d) das Fernmeldenetz und die Führungseinrichtun- 
gen zu verbessern; 

ist sich bewußt, daß auf diesen Gebieten ständig 
neue Maßnahmen getroffen werden müssen, da die 
militärische Stärke des Warschauer Paktes immer 
weiter zunimmt; 

ist sich darüber klar, daß diese Maßnahmen in den 
meisten Fällen eine Erhöhung der Verteidigungs- 
haushalte erfordern; 

stellt fest, daß die wirtschaftliche Stärke der mei- 
sten NATO-Staaten eine angemessene Erhöhung des 
Anteils der Verteidigungsausgaben am Bruttosozial- 
produkt rechtfertigen würde; 

begrüßt es, daß die NATO zur Zeit in einer Studie 
größeren Umfangs die Verteidigungsprobleme der 
siebziger Jahre untersucht und daß die Vereinigten 
Staaten im Zusammenhang hiermit eine Studie über 
die Strategie der Verteidigung Europas ausarbeiten; 


spricht den europäischen Verteidigungsministern, 
die am 1. Oktober auf ihrer Tagung in Brüssel einen 
zweispurigen Lösungsweg zum Problem der „Lasten- 
teilung" ausgearbeitet haben und dabei von der 
Voraussetzung ausgingen, daß die politische und 
finanzielle Lage der einzelnen NATO-Staaten sehr 
unterschiedlich ist, ihre Anerkennung aus; 

stellt fest, daß manche NATO-Staaten in der Lage 
sind, ihre der NATO zur Verfügung gestellten 
Streitkräfte durch bessere Ausbildung, durch Ver- 
besserung der Ausrüstung, der Anlagen, der Vor- 
räte und der Beweglichkeit sowie durch eine gewisse 
zahlenmäßige Verstärkung der NATO-assignierten 
Truppen zu verstärken; 

berücksichtigt jedoch, daß andere Mitgliedstaaten 
es vorziehen werden, ihre finanziellen Beiträge für 
die gemeinsamen Verteidigungszwecke der NATO 
zu erhöhen, damit die amerikanische Präsenz in 
Europa von seiten des Bündnisses stärker unter- 
stützt werden kann, und daß manche Mitgliedstaaten 
gegebenenfalls von beiden Möglichkeiten zugleich 
Gebrauch machen werden; 

stellt fest, daß der Verbleib starker nordamerika- 
nischer Kräfte in Europa für eine wirksame Ab- 
schreckung und Verteidigung unbedingt notwendig 
ist, daß diese Kräfte durch europäische Truppen 
nicht ersetzt werden können und daß die euro- 
päischen Mitgliedstaaten in partnerschaftlichem Zu- 
sammenwirken mit den nordamerikanischen Mit- 
gliedstaaten mehr für die gemeinsame Verteidigung 
tun müssen; 

fordert die Regierungen der NATO-Staaten auf, 
sich zur Verwirklichung der eingangs genannten 
Aufgaben sowie weiterer Aufgaben, die gegebenen- 
falls in der NATO-Studie umschrieben werden, das 
Ziel zu setzen, 5 ®/o ihres Bruttosozialprodukts 
(„fünf Prozent für die Freiheit") für Verteidigungs- 
zwecke zu verwenden, damit die Verteidigungs- 
kraft der NATO in den siebziger Jahren nicht nur 
eine tragfähige Grundlage für die Abschreckung 
und nötigenfalls für die Verteidigung bildet, son- 
dern der NATO auch eine starke Ausgangsposition 
für Verhandlungen mit dem Osten schafft; 

erwartet, daß die europäischen NATO-Staaten 
und Kanada als ersten Schritt zur Verwirklichung 
dieses Zieles ihre für Zwecke der NATO vorgesehe- 
nen Verteidigungsausgaben während des nächsten 
NATO-Planungsjahres bei gleichbleibenden Preisen 
um 5Vo erhöhen und daß diese Erhöhung im Sep- 
tember 1971 von der Versammlung unter Berück- 
sichtigung etwaiger Veränderungen auf politischem, 
sozialem und wirtschaftlichem Gebiet überprüft wird; 

erwartet, daß der NATO-Rat den Regierungen der 
Mitgliedstaaten noch vor dem 1. April 1971 einen 
ausführlichen Vorschlag unterbreitet, aus dem her- 
vorgeht, was erforderlich ist, um ein annehmbares 
militärisches Gleichgewicht zwischen den Streit- 
kräften der NATO und denen des Warschauer Pak- 
tes herzustellen, was solche Verbesserungen kosten 
würden und wie die für diese Verbesserungen er- 
forderlichen Kosten in angemessener Weise aufge- 
teilt werden können. 
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111. Wirtschaftsausschuß 


Empfehlung 

Inflation 

Die Versammlung 

stellt besorgt fest, daß die größeren Mitgliedstaa- 
ten der Atlantischen Gemeinschaft in den letzten 
Monaten hohe Inflationsraten zu verzeichnen hat- 
ten; 

kennt die drohende Gefahr, die die Inflation für 
die Stabilität der Weltwirtschaft darstellt; 

ist sich jedoch dessen bewußt, daß ein zu rasches 
oder zu striktes Vorgehen gegen die Inflation eine 
unerträgliche Arbeitslosenquote oder eine ernste 
Rezession zur Folge haben würde; 

empfiehlt den Regierungen aller Mitgliedstaaten 
der NATO unter Verzicht auf allzu drastische Maß- 
nahmen, die die Mißstände noch vergrößern würden; 

a) wirksame Restriktionsmaßnahmen zu ergreifen, 
um die Preis- und Lohnerhöhungen in annehmba- 
ren Grenzen zu halten; 

b) schrittweise aber energisch eine verantwortungs- 
bewußte Steuer- und Währungspolitik zu ver- 
folgen, um den Nachfragedruck der wirtschaft- 
lichen Produktionskapazität anzugleichen. 


Empfehlung 

Die Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen den NATO-Mitgliedstaaten 

Die Versammlung 

stellt mit Bedauern das Anwachsen der Spannun- 
gen im Handel zwischen den Mitgliedern des Bünd- 
nisses der NATO im allgemeinen und zwischen den 
Mitgliedern der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und ihren Beitrittskandidaten im besonderen 
fest; 

ist sich der Gefahren eines unkontrollierten An- 
wachsens von Zwangsmaßnahmen bewußt, wie sie 
Diskriminierungen und Beschränkungen sowie Span- 
nungen im Handel für den politischen und militäri- 
schen Zusammenhalt der Nordatlantischen Länder 
darstellen; 

nimmt Bezug auf die Arbeit ihres Wirtschaftsaus- 
schusses auf diesem Gebiet im Laufe der letzten 


Jahre sowie auf den von diesem Ausschuß einge- 
setzten Unterausschuß zur Untersuchung dieser Pro- 
bleme; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat und den Regierun- 
gen seiner Mitglieder im Rahmen der OECD, der 
EWG, der EFTA und des GATT zu prüfen, 

a) welche wirksamen Maßnahmen ergriffen werden 
können, um die Spannungen im Welthandel zu 
beseitigen und somit die Ausweitung des Frei- 
handels zu fördern; 

b) wie Maßnahmen zur Herstellung eines Gleich- 
gewichts in der wirtschaftlichen Expansion unter 
Vermeidung von Arbeitslosigkeit und den übri- 
gen nachteiligen Folgen auf sozialer Ebene ko- 
ordiniert werden können. 


Empfehlung 

Freiwilligendienst in einem Friedenskorps 

Die Versammlung 

verweist auf die bei ihrer 15. Jahrestagung ange- 
nommene Empfehlung betr. das Friedenskorps; 

stellt fest, daß Freiwillige in Entwicklungshilfs- 
programmen eine nützliche Rolle spielen und 

stellt fest, daß eine konstruktive Partnerschaft 
von Freiwilligen bei der Zusammenarbeit mit ihren 
Partnern in den Entwicklungsländern zu einer Lö- 
sung der wirtschaftlichen und sozialen Probleme in 
diesen Ländern beiträgt und 

stellt fest, daß jede Bemühung, die sozialen und 
wirtschaftlichen Spannungen in der Welt zu verrin- 
gern, dem Frieden dient; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, die Beteiligung 
der NATO-Länder an der Entwicklungsarbeit des 
Friedenskorps zu fördern; 

die Koordinierung und Zusammenarbeit der Frei- 
willigendienststellen in den Mitgliedstaaten der 
NATO, die sich mit Entwicklungshilfsprogrammen 
befassen, zu fördern; 

einen Beitrag zur internationalen Zusammenarbeit 
und Koordinierung dieser Arbeit auf der am besten 
geeigneten Ebene zu leisten. 
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IV. Ausschuß für Erziehungswesen, Kultur und Information 


Empfehlung 

Informationspolitik der NATO 

Die Versammlung 

hält es für wichtig, die Unterstützung der Völker 
der Mitgliedstaaten des Atlantischen Bündnisses 
für das Friedenswerk der NATO zu gewinnen und 
zu behalten; 

hält es für erforderlich, daß die NATO eine posi- 
tive Politik bezüglich der großen aktuellen Probleme 
auf atlantischer Ebene sowie der Ost-West-Bezie- 
hungen annimmt und verfolgt; 

hält es für erforderlich, den Informationshaushalt 
der NATO zu erhöhen, damit diese Aufgabe zufrie- 
denstellend gelöst werden kann; 

ist der Auffassung, daß für die Information der 
öffentlichen Meinung über die Ziele und Leistungen 
des Bündnisses in erster Linie die einzelnen natio- 
nalen Regierungen verantwortlich sind; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat: 

a) eine Informationspolitik zu erarbeiten, die un- 
mittelbare Stellungnahmen zur aktuellen Politik 
ermöglicht, 

b) den Informationshaushalt der NATO erheblich 
zu erhöhen, damit der Presse- und Informations- 
dienst der NATO eine wichtigere und dynami- 
schere Rolle — ähnlich wie der Presse- und In- 
formationsdienst der Europäischen Gemeinschaf- 
ten — ■ spielen kann; 

c) die Regierungen seiner Mitgliedstaaten zu er- 
suchen: a) in ihrer nationalen Informationspolitik 
vorrangig die Bedeutung der NATO hervorzu- 
heben und b) dafür zu sorgen, daß dies in dem 
für die NATO bestimmten Anteil des nationalen 
Informationshaushalts zum Ausdruck kommt. 


Empfehlung 

Seminar über öffentliche Verwaltung 

Die Versammlung 

verweist auf den Erfolg der Seminare über öffent- 
liche Verwaltung, die 1969 und 1970 unter ihrer 
Schirmherrschaft im Europakolleg in Brügge statt- 
fanden; 

spricht der NATO und der Ford-Stiftung ihren 
Dank für die finanzielle Hilfe aus, die es ermög- 
lichte, diese beiden Seminare abzuhalten; 

ist der Auffassung, daß solche Seminare jährlich 
stattfinden sollten, um allen Mitgliedern des Atlanti- 
schen Bündnisses laufend die modernsten Verfahren 
und Methoden der öffentlichen Verwaltung zugäng- 
lich zu machen und sie somit in die Lage zu verset- 
zen, gemeinsapien Anforderungen und Problemen 
erfolgreich begegnen zu können; 

ist der Auffassung, daß dieses Ziel der Arbeit 
der NATO über die Umweltprobleme entspricht; 


lädt das Europakolleg ein, sich an die Stiftungen 
in Nordamerika und in den europäischen NATO- 
Ländern zu wenden, um von ihnen die für dieses 
Seminar benötigten restlichen finanziellen Mittel zu 
erhalten; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, durch eine Zu- 
wendung von mindestens 21 000 Dollar aus dem 
Zivilhaushalt der NATO zur Finanzierung eines Se- 
minars über öffentliche Verwaltung für höhere Ver- 
waltungsbeamte beizutragen, das 1971 am Europa- 
kolleg stattfinden soll. 


Richtlinie 

Gestaltung einer politischen Informationspolitik 
der NATO (NATO-Informationspolitik) 

Die Versammlung 

hält es für notwendig, daß die NATO eine Infor- 
mationspolitik erarbeitet, die unmittelbare Stellung- 
nahmen zur aktuellen Politik enthält; 

beauftragt ihren Ausschuß für Erziehung, Kultur 
und Informationswesen in Zusammenarbeit mit der 
Nordatlantischen Gesellschaft und dem Presse- und 
Informationsdienst der NATO zu untersuchen: 

a) wie in der NATO eine Informationspolitik er- 
arbeitet werden kann, die unmittelbare Stellung- 
nahmen zur aktuellen Politik enthält; 

b) wie die Informationspolitik der NATO, der 
Nordatlantischen Gesellschaft und der Nordat- 
lantischen Versammlung miteinander koordiniert 
werden kann. 

Richtlinie 

Die NATO und die Jugend 

Die Versammlung 

ist der Auffassung, daß die Jugend von der Not- 
wendigkeit, das Nordatlantische Bündnis beizube- 
halten, überzeugt werden muß; 

verweist auf die von ihrem Ausschuß für Erzie- 
hung, Kultur und Informationswesen unternomme- 
nen Versuche, einen Dialog mit der Jugend herzu- 
stellen; 

ist der Ansicht, daß die Regierungen der Mitglied- 
staaten dem Verständnis für nationale und interna- 
tionale demokratische Institutionen im höheren Un- 
terricht größeren Vorrang einräumen sollten; 

beauftragt ihren Ausschuß für Erziehung, Kultur 
und Informations wesen, seine Untersuchung bei den 
Gruppen, die die verschiedenen Tendenzen in der 
Jugend vertreten, fortzusetzen, um Kontakte mit' 
ihnen herzustellen und eventuell einen möglichst 
umfassenden Dialog mit politischen und sozialen 
Gruppen aufzunehmen. 
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V. Ausschuß für Wissenschaft und Technik 


Entschließung 

Die Gründung eines Ausschusses 
für Aufgaben der modernen Gesellschaft 

Die Versammlung 

stellt fest, daß der Nordatlantikrat beschlossen 
hat, einen Ausschuß für Aufgaben der modernen 
Gesellschaft (CCMS) einzusetzen, der zum ersten 
Mal am 8., 9. und 10. Dezember 1969 zusammentrat; 

stellt fest, daß die NATO im Anschluß an diese 
Initiative den wissenschaftlichen und technischen 
Umweltsprbblemen erhöhte Aufmerksamkeit wid- 
men wird; 

betont nachdrücklich den globalen Charakter der 
Umweltsprobleme und hält es für dringlich, daß die 
Staaten des Nordatlantischen Bündnisses, die zum 
größten Teil ein hohes Industrialisierungsniveau er- 
reicht haben, die Lösung dieser Probleme in Angriff 
nehmen sollten; 

stellt fest, daß es der Zweck des CCMS ist, die 
Regierungen der Mitgliedstaaten zum Handeln un- 
ter Anwendung der neuesten wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse anzuspornen; 

ist der Ansicht, daß sich die Konsultationsverfah- 
ren der NATO und ihre Methoden des gemeinsamen 
Handelns während der vergangenen 20 Jahre be- 
währt haben; 

stellt den bemerkenswerten Fortschritt fest, den 
der CCMS im ersten Jahr seines Bestehens erzielt 
hat; 

wünscht, dem CCMS wirksame parlamentarische 
Unterstützung zu geben; 

ist der Ansicht, 

a) daß die Mitglieder der Versammlung ihre natio- 
nalen Parlamente über das Bestehen und die 
Arbeit des CCMS unterrichten sollten; 

b) daß die nationalen Delegationen ihre Regierun- 
gen ersuchen sollten, den Fortgang der Arbeit 
und die sich daraus ergebenden Folgerungen des 
CCMS nachdrücklich zu unterstützen; 

c) daß die nationalen Delegationen darauf achten 
sollten, daß ihre Regierungen die Vorschläge des 
CCMS berücksichtigen und geeignete Maßnah- 
men in der nationalen Gesetzgebung einleiten, 
um die von dem CCMS vorgeschlagenen Lösun- 
gen verwirklichen zu können. 


Empfehlung 

Die Beziehungen zwischen der Wissenschaftlichen 
Abteilung der NATO und dem Ausschuß für 
Wissenschaft und Technik der Nordatlantischen 
Versammlung 

Die Versammlung 

nimmt mit Genugtuung den Beschluß des Nord- 
atlantikrates vom 6. Mai 1970 zur Kenntnis, Mitglie- 
der der Nordatlantischen Versammlung und Ver- 
treter ihres Sekretariats als Beobachter zu den Ple- 
narsitzungen des CCMS *) zuzulassen; 

begrüßt diesen Beschluß, der sich aus den aus- 
gezeichneten Arbeitsbeziehungen zwischen der Wis- 
senschaftlichen Abteilung der NATO und dem Aus- 
schuß für Wissenschaft und Technik der Versamm- 
lung ergab; 

wünscht diese Zusammenarbeit noch weiter zu 
verstärken; 

empfiehlt dem Nordatlantikrat, auch zu den Sit- 
zungen des Wissenschaftlichen Ausschusses der 
NATO einen Vertreter des Ausschusses für Wis- 
senschaft und Technik als Beobachter zuzulassen. 


Empfehlung 

Die Gefahr des ökologischen Zusammenbruchs 
in arktischen Gebieten 

Die Versammlung 

erkennt die Gefahr, die der Weltbevölkerung 
durch die Verunreinigung der Meere droht; 

erkennt, daß die arktischen Gebiete für die 
Menschheit von ungewöhnlichem und besonderem 
Interesse sind; 

stellt fest, daß die industrielle Entwicklung in 
beispiellosem Umfang zunimmt; 

stellt fest, daß die schädlichen Auswirkungen der 
Verunreinigung durch Kohlenwasserstoffe offen- 
sichtlich alles bisher in den gemäßigten und tropi- 
schen Zonen des Planeten dagewesene in den Schat- 
ten stellen; 

ist sich dessen bewußt, daß das Problem der Ver- 
unreinigung der Arktis, wenn es sich auch auf Län- 
der außerhalb des Nordatlantischen Bündnisses er- 
streckt, Mitgliedstaaten des Bündnisses betrifft; 

ist besorgt über den verhältnismäßig langsamen 
Fortschritt der Wissenschaft hinsichtlich der Kennt- 


*) CCMS: Ausschuß für Aufgaben der modernen Ge- 
sellschaft 
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nis der Auswirkungen der Verunreinigung der ark- 
tischen Gewässer durch Kohlenwasserstoffe; 

empfiehlt dem NATO-Rat und dem CCMS *), daß 
der Ausschuß mit Hilfe nationaler Planstudien ohne 
ungebührliche Verzögerung folgende Vorhaben in 
Angriff nimmt; 

a) Untersuchungen über die Auswirkung der Ver- 
unreinigung durch Kohlenwasserstoffe auf Lebe- 
wesen in den arktischen Gebieten; 

b) Untersuchungen über die physikalischen Eigen- 
schaften der Kohlenwasserstoffstreuer in arkti- 
schen Gewässern zum Zwecke ihrer Beseitigung 
oder Unschädlichmachung; 

c) Untersuchungen über angemessene Sicherheits- 
vorkehrungen für über- und Unterwasserschiffe 
in arktischen Gewässern. 

empfiehlt ferner 

a) die Ergebnisse dieser Untersuchungen allen Län- 
dern unentgeltlich zur Verfügung zu stellen und 
Nichtmitgliedstaaten der NATO zur Teilnahme 
an diesen Untersuchungen aufzufordern 

b) die Bemühungen um Zusammenarbeit auf diesem 
Gebiet zwischen Nichtmitgliedstaaten der NATO 
zu fördern. 

Empfehlung 
Das Problem des Meeresraumes 

Die Versammlung 

verweist auf die 1969 angenommene Empfeh- 
lung IV ihres Ausschusses für Wissenschaft und 
Technik betr. die Notwendigkeit eines Vertrags 
über den Meeresraum; 

verweist darauf, daß darin 

a) eine Begriffsbestimmung des Festlandsockels, 

b) die Errichtung einer Dienststelle für die Vergabe 
von Lizenzen, 

c) die Schaffung einer internationalen Seeüberwa- 
chungsstelle zur Kontrolle der Erhaltung der 
Grundsätze des Vertrags, 

d) die Errichtung eines Rechtsprechungsorgans zur 
Schlichtung von Streitfällen 

empfohlen werden; 

stellt fest, daß die Regierung der Vereinigten 
Staaten den Vereinten Nationen den Entwurf einer 
Konvention der Vereinten Nationen über die Inter- 
nationale Zone des Meeresbodens zur Prüfung vor- 
gelegt hat, der die oben angeführten Grundsätze 
und Planungen im wesentlichen enthält; 

empfiehlt, daß der Nordatlantikrat eine baldige 
Erörterung dieser den Vereinten Nationen vorlie- 
genden Konvention unterstützt. 


Empfehlung 

Die Luftverunreinigung durch Kraftfahrzeuge 

Die Versammlung 

stellt fest, daß die Luft für den Menschen die un- 
entbehrliche natürliche Hilfsquelle ist; 

ist sich dessen bewußt, daß die Gesundheit und 
die Überlebenschance des Menschen durch die zu- 
nehmende Verschlechterung der Atmosphäre be- 
droht sind; 

stellt fest, daß die Auspuffgase der Kraftfahrzeuge 
eine der Hauptquellen der Verunreinigung sind; 

stellt fest, daß die Möglichkeit, den Verbren- 
nungsmotor durch einen neuen Motortyp zu erset- 
zen, noch weit entfernt scheint; 

stellt fest, daß die Angleichung der Bestimmungen 
über die durch Kraftfahrzeuge verursachte Luftver- 
unreinigung noch nicht weit fortgeschritten ist; 

empfiehlt den Regierungen der Mitgliedstaaten 
der NATO, die Gründung einer internationalen Stif- 
tung (finanziert von den Automobilherstellern sowie 
den Staaten) zur Förderung der privaten Entwick- 
lung und Erprobung von Fahrzeugen mit einer 
unkonventionellen und die Luft nichtverunreinigen- 
den Energiequelle als Grundlage, zu erwägen und 

empfiehlt dem Nordatlantikrat ferner, 

den auf diesem Gebiet führenden Staaten vorzu- 
schlagen, im Rahmen des CCMS *) die Bildung einer 
Arbeitsgruppe zu erwägen, die sich mit der Anglei- 
chung der Bestimmungen über die durch Kraftfahr- 
zeuge verursachte Luftverunreinigung befaßt. Die 
Vorschläge dieser Arbeitsgruppe könnten bei einer 
internationalen Konferenz über Automobilauspuff- 
gase beraten werden; an dieser Konferenz sollten 
Vertreter anderer Organisationen, die sich mit die- 
sem Problem beschäftigen, teilnehmen. Diese Kon- 
ferenz sollte ein Arbeitsprogramm entwerfen, das 
mit der Abfassung einer internationalen Konven- 
tion über Luftverunreinigung abschließt, und 

empfiehlt ferner, alle Regierungen der Mitglied- 
staaten vor den Gefahren zu warnen, die durch den 
Bleizusatz des Benzins entstehen, und schlägt vor, 
so schnell wie möglich Bestimmungen zu schaffen, 
die eine solche Verwendung von Blei verbieten. 


Empfehlung 

Das Internationale Institut für die Verwaltung 
der Technologie 

Die Versammlung 

verweist auf den vom Ausschuß für Wissenschaft 
und Technik der NATO-Parlamentarier-Konferenz 
geäußerten Wunsch, eine internationale Zusammen- 


•) CCMS: Ausschuß für die Umweltsprobleme der moder- 
nen Gesellschaft 
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arbeit in der technologischen Forschung und Lehre 
zu organisieren, die den wirtschaftlichen Fortschritt 
bestimmt-, 

hat Kenntnis genommen von dem Bericht einer 
Arbeitsgruppe unter der Leitung der OECD, in dem 
die Gründung eines Internationalen Instituts für 
die Verwaltung Technologie vorgeschlagen wird; 

billigt die Errichtung dieses Instituts in Mailand 
sowie die Grundsätze des Vertragsentwurfs und der 
Charta-, 

empfiehlt den Regierungen der europäischen Län- 
der, die in der Nordatlantischen Versammlung ver- 
treten sind, das vorgeschlagene internationale Über- 
einkommen so bald wie möglich zu ratifizieren, da- 
mit das Institut mit seinen Lehr- und Forschungs- 
programmen im Jahre 1971 beginnen kann. 

Empfehlung 

Gegenseitige technische Hilfe 
der NATO-Mitgliedstaaten bei Naturkatastrophen 

Die Versammlung 

ist der Ansicht, daß Naturkatastrophen, insbeson- 
dere Erdbeben und Überschwemmungen, finanzielle 


/ 


Anforderungen mit sich bringen, die die Möglichkei- 
ten einiger Mitgliedstaaten übersteigen; 

ist überzeugt, daß nicht nur eine schnelle Hilfe bei 
solchen Katastrophen für die betroffenen Länder 
sehr wichtig ist, sondern daß durch eine solche wirk- 
same Hilfe auch das Ziel der NATO, nämlich einan- 
der zu helfen, gefördert wird-, 

erkennt an, daß es auf einem verwandten Gebiet 
(der Sicherheit der Schiffe auf dem Meer) eine Kon- 
vention gibt, die seit undenklichen Zeiten in der 
ganzen Welt respektiert wird. Aufgrund dieser 
Konvention wird bei Unglücksfällen von Schiffen 
aller Nationen technische Hilfe geleistet, die weder 
dem betroffenen Schiff noch dem Land, dessen 
Flagge es führt, in Rechnung gestellt wird; 

empfiehlt, daß der Nordatlantikrat 

a) Nachforschungen darüber veranlaßt, in welchem 
Umfang sich solche Fälle ereignet haben, 

b) nachdrücklich fordert, daß bei Naturkatastrophen 
die unentgeltliche technische Hilfe der Mitglied- 
staaten untereinander in größerem Ausmaß er- 
folgt. 
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